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simile zu was? Auf einer hohen Abstraktionsebene lässt sich diese Frage

unschwer beantworten: Sicherlich weist das Gefüge der EU so starke
Ähnlichkeiten zu historischen Formen föderaler Verbundstaatlichkeit

auf, dass man auch die EU als ein föderales Gebilde bezeichnen kann.

Doch damitallein ist wenig gewonnen. Welche Art föderaler Verbunds-
taatlichkeit stellt die EU denn nun wirklich dar? Sicher ist nur, dass sie

weder dem theoretischen Idealtypus des Bundesstaates noch dem des

Staatenbundes entspricht.”® Das eine (Staatenbund) ist sie schon längst

nicht mehr, das andere (Bundesstaat) bei weitem noch nicht — und ob sie

es jemals werdensoll, ist mehr als unsicher. Überhauptfällt auf, dass Be-
wertungen am Massstab dieser — ja schon in ihrer historischen Entste-
hung stark mit politischen Programmatiken aufgeladenen — Kategorien
der klassischen Staatslehre recht unfruchtbar sind.^! Das Beschwóren der

Nähe und Fernezu diesen staatstheoretischen Idealtypen kaschiert meist

eine untergründig wirkungsmichtige politische Programmatik — sowohl
in der Kategorie des Staatenverbundes, mit der das Bundesverfassungs-
gericht die aus seiner Sicht primär staatenbündischen Züge der Unions-

konstruktion herausstreichen wollte,”? wie in der Utopie des unvollen-

deten Bundesstaates, mit der die europäischen Föderalisten das telos ei-

ner Bundesstaatswerdung Europas immer wieder neu beschwören.”

Beides sind politische Positionsbezüge, die die analytische Strukturde-
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